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Im 10. Jahr der deutschen Einheit will die Ge-

schäftsführung unseres Unternehmens mit vorlie-

gender Schrift „LMBV – ein Beitrag zum Wandel

im ostdeutschen Braunkohlenbergbau“ die Verän-

derungen in der Braunkohlenindustrie und in den

Braunkohleregionen in den vergangenen Jahren

sichtbar machen.

Vielleicht sind einige unserer Partner, die mit uns

gemeinsam die großen Herausforderungen bei der

Wiedernutzbarmachung stillgelegter Produktions-

standorte der Braunkohleindustrie der ehemaligen

DDR angenommen haben, uns dabei unterstütz-

ten oder auch kritisch begleiteten, der Auffassung,

dass es noch zu früh ist, um bereits vom „Wan-

del“ zu sprechen. Natürlich bleibt noch viel zu tun,

aber, und das sollte für uns entscheidend sein, die

Konturen einer vielgestaltigen Bergbaufolgeland-

schaft werden sowohl in der Lausitz als auch im

mitteldeutschen Revier sichtbar.

Mit der Erfüllung unserer bergrechtlichen Wie-

dernutzbarmachungsverpflichtungen schaffen wir

Bedingungen und Voraussetzungen für die in den

regionalen Plänen vorgesehenen Folgenutzungen.

Dort, wo diese Folgenutzungen „Erholung“ oder

„Tourismus“ vorsehen und wo das Land oder pri-

vate Investoren die Entwicklung finanziell unterstüt-

zen, geht es sehr gut voran, wie das zum Beispiel

die Aktivitäten um die Tagebaue Olbersdorf oder

Cospuden zeigen.

Die Ergebnisse der Arbeit der vergangenen Jahre

zeigen aber auch, dass eine Folgenutzung sanier-

ter Standorte der Braunkohlegewinnung und –ver-

edlung für eine industrielle oder gewerbliche Nut-

zung vor allem aufgrund fehlender Investoren kom-

pliziert ist. Wir sind optimistisch und gehen davon

aus, dass die gemeinsam mit dem Land Branden-

burg entwickelten und in der Zwischenzeit auch

genehmigten Projekte zur Entwicklung der Priori-

tätenstandorte in „Sonne“, „Kittlitz“, „Marga“ und

„Emanuel“ Pilotprojekte für die Ansiedlung von In-

dustrie und Gewerbe in den Bergbauregionen wer-

den.

Lassen Sie uns kurz Rückschau auf das Jahr 1999

halten.

Mit der Beendigung der Produktion im Tagebau

Meuro und im Kraftwerk Brieske sowie mit der Ein-

stellung des Kohlefahrbetriebes vom Tagebau

Zwenkau zu den VEAG-Kraftwerken Thierbach und

Lippendorf (alt) wurden die letzten aktiven Betriebs-

stätten in die Sanierung überführt. Wir sind sehr

froh darüber, dass bis zum letzten Tag zuverlässig

die Verpflichtungen zur Lieferung von Rohbraun-

kohle, Elektroenergie und Wärme sowie zum Koh-

letransport gegenüber unseren Partnern erfüllt wur-

den. Dafür allen Beteiligten ein herzliches Danke-

schön.

Das in den vergangenen Jahren angeschlagene ho-

he Tempo in der Bergbausanierung wurde fortge-

führt. In der Zwischenzeit wurden rund 60 Prozent

unserer bergrechtlichen Wiedernutzbarmachungs-

verpflichtungen erfüllt und dafür rund 10 Mrd. DM

aus Mitteln des Bundes, der Arbeitsverwaltungen,

der neuen Bundesländer sowie der LMBV aufge-

wandt.

In der bergmännischen Grundsanierung, d. h. bei

der Gestaltung der künftigen Landschaften durch

Massenbewegung mit Großgeräten und mit mo-

biler Technik sowie bei der Demontage und Ver-

schrottung von Geräten wurde mit einer über

75 Prozent liegenden Erledigung aller Arbeiten der

für die Flutung der Tagebaurestlöcher und die Wie-

derherstellung eines ausgeglichenen Grundwasser-

haushaltes notwendige Vorlauf geschaffen.

Konstruktive und fleißige Arbeit aller an der Braun-

kohlesanierung Beteiligten verbergen sich hinter

dieser nüchternen Einschätzung:

● So waren in enger Zusammenarbeit mit der Lan-

desplanung und den Bergbehörden die Voraus-

setzungen für eine rechtlich gesicherte Sa-

nierungsplanung zu schaffen. Wir verfügen für

die aus dem Bergrecht abzuleitenden Leistun-

gen über eine ausreichend hohe Planungsdichte.

● Mit der Konzentration der Kräfte auf die Erar-

beitung der Dokumente für die Ausführungs-

planungen und die Genehmigung dieser Pro-

jekte durch unsere Zuwendungsgeber im Steu-

erungs- und Budgetausschuss für die Braun-

kohlesanierung wurde der erforderliche Vorlauf

sowohl für eine überjährige Vergabe von Sa-

nierungsleistungen als auch für die Reaktion

auf neue Erkenntnisse geschaffen.

● Durch die Arbeitsverwaltungen wurden wir tat-

kräftig bei der Bereitstellung von förderfähigen

Arbeitnehmern für die Braunkohlesanierung un-

terstützt und die SAM-Mittel sind ein wichtiger

Pfeiler der Finanzierung der Bergbausanierung.

● Gemeinsam mit Hochschulen, Instituten und

Ingenieurbüros wurden wissenschaftliche

Grundlagen und neue Technologien entwickelt,

um die Bergbausanierung effektiver zu gestal-

ten und sie zu beschleunigen.

● Mit unseren Sanierungsauftragnehmern, vor al-

lem den privatisierten Sanierungsgesellschaf-

ten, haben wir zuverlässige Partner, die sich

den Erfordernissen des Marktes gestellt haben

sowie termin- und qualitätsgerecht ihre mit uns

vertraglich eingegangenen Verpflichtungen er-

füllen.

Deshalb einen recht herzlichen Dank allen, die ak-

tiv an der Braunkohlesanierung mitwirkten oder den

Prozess konstruktiv begleiteten.

Der Schwerpunkt unserer Sanierungstätigkeit ver-

schiebt sich immer stärker in Richtung wasser-

baulicher und wasserwirtschaftlicher Maßnahmen

zur Wiederherstellung eines ausgeglichenen

Grundwasserhaushaltes. So sind nach den heuti-

gen Erkenntnissen noch über 90 Prozent aller Maß-

nahmen zur Flutung der Tagebaue mittels Fremd-

wasserzuführung zu realisieren. Wir gehen auch

künftig davon aus, dass die wasserrechtlichen Ge-

nehmigungen durch die zuständigen Behörden so

rechtzeitig erteilt werden, dass Verzögerungen in

der Sanierung vermieden werden.

Beim Übergang von der aktiven bergbaulichen Pro-

duktion zum letzten Abschnitt bergmännischer Tä-

tigkeit, der Wiedernutzbarmachung, haben die

Mitarbeiter unseres Unternehmens auch ein um-

fangreiches Know-how angesammelt, das auch

eine effektive Projektträgerschaft für Aufgaben au-

ßerhalb der bergrechtlichen Sanierung gestattet.

Wir denken dabei vor allem an die im Auftrag der

Länder erfolgreich in Angriff genommenen Maß-

nahmen zur Abwehr von Gefahren im Zusammen-

hang mit dem Grundwasserwiederanstieg, an die

Erhöhung des Folgenutzungsstandards oder die Sa-

nierung in Altbergbaugebieten.

So war es auch möglich, die Projektträgerschaft

für die Erschließung von ausgewählten Standor-

ten für eine industrielle und gewerbliche Nutzung

in Angriff zu nehmen und wir gehen davon aus,

dass im Jahr 2000 auch ein Durchbruch bei der

volkswirtschaftlich optimalen Sanierung an Schnitt-

stellen der bergbaulichen Wiedernutzbarmachung

und der Gefahrenabwehr durch Altlasten vor allem

an Chemiestandorten gelingt.

Der Wandel in den ostdeutschen Braunkohlere-

gionen, das soll diese Informationsbroschüre nach-

weisen, hat begonnen.

Die Besucher der „EXPO 2000“ können sich an den

Korrespondenzstandorten dieser Weltausstellung,

so zum Beispiel in den Regionen um Bitterfeld, Leip-

zig, Olbersdorf oder Senftenberg, von den erreich-

ten Ergebnissen dieses Wandels überzeugen.

Das Erreichte ist für uns Ansporn, die Arbeiten auf

der größten europäischen Landschaftsbaustelle zü-

gig fortzuführen und erfolgreich zum Abschluss zu

bringen. Gleichzeitig bietet sich die LMBV durch

das erreichte hohe Niveau bei der Sanierung von

Altlasten für weitere Aufgaben, die über den berg-

baulichen Teil hinausgehen, an.

Berlin, den 7. April 2000

Dr. Wolfgang Fritz

Vorsitzender der Geschäftsführung der LMBV

Vorbemerkungen

Dr.-Ing. Wolfgang Fritz

Vorsitzender der Geschäftsführung

der LMBV
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I. Die Anpassung des ostdeutschen

Braunkohlenbergbaus an den Markt

Ausgangssituation

Die größte Herausforderung bei der Einbin-

dung der ostdeutschen Energiewirtschaft in

marktwirtschaftliche Strukturen war wohl die

Einordnung der Braunkohle als Primärener-

gieträger in einen wirtschaftlich begründeten

sowie den nationalen und europäischen In-

teressen gerecht werdenden Energiemix.

Es waren nicht in erster Linie Aspekte der

wirtschaftlichen Vernunft, die der Rohbraun-

kohle einen Anteil von knapp 70 Prozent am

Gesamtprimärenergieverbrauch und von

rund 80 Prozent an der Elektroenergiever-

sorgung der ehemaligen DDR zuordneten.

Der chronische Mangel an frei konvertierba-

ren Devisen, die begrenzten Möglichkeiten

zum Import von Erdöl und Erdgas aus Russ-

land sowie die Autarkiebestrebungen der

Führung der DDR waren neben einer gerin-

gen Energieintensität und der Vernachlässi-

gung von Umweltaspekten die Hauptursa-

chen für die gravierenden Abweichungen in

der Struktur des Primärenergieverbrauchs

des Jahres 1989 beider deutscher Staaten.

Das war alles zu berücksichtigen, als es um

den „Neuanfang durch Privatisierung“ in der

ostdeutschen Braunkohle ging.

Die Anfang der 90er Jahre von der Treuhand-

anstalt in Auftrag gegebenen Untersuchun-

gen erbrachten in Übereinstimmung mit den

Auffassungen renommierter Unternehmen

der Energiewirtschaft der alten Bundeslän-

der den Nachweis, dass die ostdeutsche

Braunkohle auch unter Wettbewerbsbedin-

gungen wirtschaftlich für die Stromerzeu-

gung und die Wärmeversorgung in unmittel-

barer Nähe der Tagebaue eingesetzt werden

kann, allerdings nicht ohne grundlegende Er-

neuerung alter Strukturen.

Die in den Jahren 1992/93 herausgearbeite-

ten Grundsätze

● der Konzentration der Rohbraunkohleför-

derung auf wenige leistungsfähige Tage-

baue mit einer Kapazität von ca. 100 Mio.

Tonnen pro Jahr bei einer Förderung von

80 Mio. Tonnen pro Jahr,

● des Einsatzes von ca. 60 Mio. Tonnen

Rohbraunkohle pro Jahr für die Stromer-

zeugung in Grundlastkraftwerken mit Wir-

kungsgraden > 40 Prozent und

● der Konzentration der Brikett-, Staub- und

Wirbelschichtkohleerzeugung auf maxi-

mal 3 Standorte mit einer Kapazität von

ca. 2 Mio. Tonnen pro Jahr

haben sich, wenn auch auf einem etwas ge-

ringeren Niveau, als real erwiesen.

Die Hauptursachen für den Rückgang der

Braunkohlenachfrage zeigt die nachstehen-

de Übersicht.

Energieträger Alte Bundesländer Neue Bundesländer

Mineralöl 40,0 13,9

Steinkohle 19,2 4,2

Braunkohle   8,5 68,4

Naturgas 17,3 9,3

Kernenergie   12,6  3,8

Wasserkraft 1,4 0,3

Sonstige 1,0 0,1

Gesamtverbrauch 100,0 100,0

Unterschiedliche Ausgangssitua-

tionen in Ost und West in Prozent

Die Konzentration der Produktion auf weni-

ge hocheffektive Produktionsstätten sowie

deren Rationalisierung erforderten in der Pe-

riode von 1989 bis 1999

● die Stilllegung von insgesamt 29 der ehe-

maligen 39 Tagebaue,

● die Einstellung der Produktion in 47 von

ehemals 49 Brikettfabriken sowie

● die Verringerung der Belegschaft auf rund

11.250 Arbeitnehmer, das entspricht ei-

ner Freisetzung von 92 Prozent der im Jah-

re 1989 noch angelegten Mitarbeiter.

Rückgang der Braunkohlennach-

frage und dessen Hauptursachen,

in Mio. Tonnen

Entwicklung der

BraunkohleindustrieMengeneinheit 1989 1995 1999
Braunkohlenförderung
Bundesgebiet Mio. t 410,7 192,8 161,3
darunter Neue Bundesländer Mio. t 300,8 88,3 64,8

LMBV Mio. t 17,3 5,7
Produzierende Tagebaue
Bundesgebiet Anzahl 43 18 13
darunter Neue Bundesländer Anzahl 39 14 10

LMBV Anzahl 5 1
Briketterzeugung
Bundesgebiet kt 49.394 5.011 2.072
darunter Neue Bundesländer kt 47.238 3.393 925

LMBV kt 374 0
Produzierende Brikettfabriken
Bundesgebiet Anzahl 52 9 5
darunter Neue Bundesländer Anzahl 49 6 2

LMBV Anzahl 3 0
Belegschaft
Bundesgebiet Personen 156.731 40.281 23.582
darunter Neue Bundesländer Personen 138.831 25.923 11.241

LMBV Personen 11.321 2.644

Geiseltal, Tagebau

Neumark-Süd, 1963
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Nach der Privatisierung der langfristig über-

lebensfähigen Tagebaue und Veredlungsan-

lagen im Lausitzer und Mitteldeutschen Re-

vier übernahm die LMBV die Produktionsan-

passung in den zur Stilllegung vorgesehenen

Produktionseinheiten im Rahmen der mit den

privatisierten Unternehmen getroffenen Ver-

einbarungen.

● Dabei erfolgte die Stilllegung von sieben

Tagebauen ab 1994 im wesentlichen in

Übereinstimmung mit der Restlaufzeit

von Alt-Kraftwerken sowie mit den Ter-

minen für die Errichtung neuer VEAG-

Kraftwerke an den Standorten Schwarze

Pumpe, Boxberg und Lippendorf.

● Die Schließung von sieben Brikettfabri-

ken, der Brikettfabrik „Sonne I“ als letz-

ter im Juni 1997, erfolgte entsprechend

dem Nachfragerückgang am Markt für

Braunkohlenbriketts.

● Insgesamt sieben Industriekraftwerke

mussten durch die LMBV im wesentli-

chen in Übereinstimmung mit der Schaf-

fung von Voraussetzungen für Ersatzlö-

sungen zur Wärmeversorgung von Ab-

nehmern in den Regionen geschlossen

werden, als letztes das Industriekraftwerk

Brieske Ende 1999.

Anpassungsprozess

Im Prozess der Anpassung der Kapazitäten

der Braunkohleindustrie an die Erfordernisse

des Marktes, der tiefe und zum Teil schmerz-

liche Einschnitte in gewachsene soziale

Strukturen und in die Regionalentwicklung er-

forderte, ist es insgesamt gelungen,

● zu jedem Zeitpunkt zuverlässig die ver-

traglichen Verpflichtungen zur Versorgung

der Abnehmer mit Rohbraunkohle, Braun-

kohlenbriketts, Staub, Elektroenergie und

Wärmeenergie im Rahmen der engen

Grenzen der mit der LAUBAG und der

MIBRAG abgeschlossenen Alleinver-

triebsverträge zu erfüllen,

Stillsetzungen durch die LMBV und

ihre Vorgesellschaften LBV und

MBV seit 1994

● die Tagebaufahrweise so zu organisieren,

dass ein nahtloser Übergang in die Sanie-

rung erfolgte und ein hoher Anteil der Be-

schäftigten in die Sanierung überführt

werden konnte und

● einige Betriebsstätten, so unter anderem

Anlagen des Gaswerkes Schwarze Pum-

pe, die Hauptwerkstatt in Espenhain oder

das Industriekraftwerk „Sonne“ zu priva-

tisieren und insgesamt beträchtliche Ka-

pazitäten mit den entsprechenden Arbeit-

nehmern in privatisierte Strukturen aus-

zugliedern.

Mit der Beendigung der Kohlenförderung im

Tagebau Meuro wurde dieser Anpassungs-

prozess für den Bereich der LMBV abge-

schlossen.

Zechenhaus, Brikettfabrik „Sonne“

in Freienhufen

Tagebau Golpa-Nord,

im Hintergrund Ferropolis
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II. Braunkohlesanierung �

eine Investition in die Zukunft

Grundlagen

Mit der Wiedervereinigung Deutschlands

wurde die Bundesrepublik Rechtsnachfolger

und damit Bergwerkseigentümer aller bis

dahin volkseigenen Braunkohlentagebaue

und Veredlungsanlagen.

Das Bundesberggesetz fordert im Paragra-

phen 55 vom Bergbautreibenden die Wieder-

nutzbarmachung der für den Bergbau in An-

spruch genommenen Flächen.

Diese bergrechtliche Pflicht hat der Bund als

Eigentümer der nicht privatisierungsfähigen

Braunkohlenbetriebe übernommen und die

Erfüllung dieser Pflicht der LMBV übertragen.

Sie ist damit für die Gewährleistung der öf-

fentlichen Sicherheit und Ordnung auf den

stillgelegten Anlagen und Flächen, also der

Gefahrenabwehr und der Wiedernutzbar-

machung im Auftrag des Bundes verantwort-

lich.

Der Umfang und die Art der Wiedernutzbar-

machung wird in den Raumordnungsver-

fahren der Länder nach landesplanerischen

Zielen und in bergrechtlichen Abschluß-

betriebsplänen unter öffentlicher Beteiligung

festgelegt.

Die Bundesrepublik Deutschland als Berg-

werkseigentümer und die Bundesländer

Sachsen, Brandenburg, Sachsen-Anhalt und

Thüringen haben am 01.12.1992 im „Ver-

waltungsabkommen über die Regelung der

Finanzierung der ökologischen Altlasten (VA

Altlastenfinanzierung)“ beschlossen, für die

Aufgaben der Braunkohlesanierung in den

Jahren 1993 bis 1997 jährlich bis zu 1,5 Mrd.

DM zur Verfügung zu stellen.

Für den Folgezeitraum von 1998 bis 2002

werden mit dem „Ergänzenden Verwaltungs-

abkommen über die Regelung der Finanzie-

rung der ökologischen Altlasten (VA-Altlas-

tenfinanzierung)“ vom 18.07.1997 weitere

1,2 Mrd. DM pro Jahr bereitgestellt.

Als Besonderheit dieses Abkommens ist die

Finanzierung in zwei Programmteile gesplit-

tet worden:

● Programmteil I, die aus den bergrechtli-

chen Verpflichtungen der LMBV abgelei-

tete Sanierung mit jährlich 1,0 Mrd. DM

● Programmteil II (§ 4 des „Ergänzenden

Verwaltungsabkommens“) mit einer Fi-

nanzierung von bis zu 0,2 Mrd. DM

jährlich für
● besonders beschäftigungsintensive

Maßnahmen der Braunkohlesanierung

und
● Sondermaßnahmen außerhalb der

bergrechtlichen Verpflichtungen der

LMBV.

Hierzu zählen:
● Beseitigung von Problemen, die mit

dem Wiederanstieg des Grundwas-

sers im Zusammenhang stehen;
● Sanierungen im Altbergbau (vor

1945) sowie
● höherer Folgenutzungsstandard

Projektträgerschaft

Die von der LMBV wahrzunehmende Projekt-

trägerschaft für die Sanierung ehemaliger

Produktionsstandorte der Braunkohle umfaßt

unter anderem folgende Aufgaben:

● Vorbereitung der Sanierungsmaß-

nahmen

l Sanierungs- und Genehmigungs-

planung

l Ausschreibung und Vergabe der

Sanierungsleistungen

l Operatives Controlling der Aufgaben-

erfüllung

l Nachnutzungsvorbereitung

Bereits in der Phase der Vorbereitung landes-

planerischer Entscheidungen zur Wiederein-

gliederung der zu sanierenden Produktions-

stätten in Umwelt, Natur und Infrastruktur der

Region wirkt die LMBV mit den zuständigen

Landesbehörden eng zusammen.

Für die Entscheidungsvorbereitung werden

von der LMBV die entsprechenden Zuarbei-

ten bzw. Stellungnahmen erarbeitet, um die

Rahmenbedingungen für die Sanierung fest-

zulegen.

Die von den Landeskabinetten bzw. Landes-

ministerien bestätigten Sanierungspläne bzw.

Teilgebietsentwicklungspläne in ihren ver-

schiedensten Formen sind die Grundlage für

die laut Bundesberggesetz erforderlichen Ab-

schlußbetriebspläne, die grundsätzlich in Vor-

bereitung der Beendigung der Bergaufsicht

von der LMBV erarbeitet werden.

Von 177 notwendigen Abschlußbetriebs-

plänen sind 164 genehmigt, elf befinden sich

im Zulassungsverfahren und zwei werden bis

Ende 2000 fertiggestellt. Damit verfügt die

LMBV bei den bergrechtlich verantwortlichen

Leistungen über eine hohe Planungsdichte.

Für die Weiterführung der umfangreichen

Wasserbau- und Flutungsmaßnahmen sind

41 Planfeststellungen und 63 Plangeneh-

migungen von den Behörden nötig. 18 Plan-

genehmigungen und 1 Planfeststellung sind

bisher erteilt. Insgesamt liegen 27 Teilge-

nehmigungen zum vorzeitigen Baubeginn vor.

Im Laufe der bisherigen Sanierungsarbeiten

hat die LMBV ein umfangreiches Instrumenta-

rium zur Planung dieser Leistungen geschaffen.

Genehmigungsstand

der Abschlußbetriebspläne

Wichtige Daten 1999 der

LMBV-Länderbereiche

Mengen- Branden- Ost- West- Sachsen- LMBV
einheit burg sachsen sachsen/ Anhalt gesamt

Thüringen

Beschäftigte LMBV (31.12.1999) 1.038 522 522 462 2.644
davon Auszubildende Personen 223 47 172 239 681

Arbeitnehmer auf geförderten
Arbeitsplätzen (Durchschnitt 1999) Personen 1.570 1.587 377 718 4.252

Grundeigentum ha 31.437 20.556 16.547 14.660 83.200

Umsatzerlöse Mio. DM 93 0 14 0 107
Sanierungsleistungen Mio. DM 385 340 156 173 1.054

Brikettfabrik Witznitz

Auslaufbauwerk Burghammer

Sanierte Böschung
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Aufbauend auf leistungsfähigen Datenbanken

und Programmen wie ORACLE, SAP/ R3 und

GIS, wurde gemeinsam mit der Geschäftsstel-

le des Steuerungs- und Budgetausschusses

(StuBA) ein Antragsverfahren auf der Basis von

Regionalprojekten, Projekten und Teilobjekten,

nach dem die einzelnen Leistungen geplant

werden, entwickelt.

Die Organisation der Sanierung über Regio-

nalprojekte, die Begleitung der operativen Sa-

nierungsdurchführung durch die Unternehmer-

kontrolle, die Schaffung eines speziellen, aus

dem Zuwendungsrecht abgeleiteten Control-

lingsystems und eine auf die Sicherung des

Nachweises der Mittelverwendung ausgerich-

tete Abrechnung sichern eine hohe Effektivi-

tät und Flexibilität in der Aufgabenerfüllung.

Im Hinblick auf die Umstellung der Wirtschaft

in den neuen Bundesländern von der Planwirt-

schaft auf marktwirtschaftliche Erfordernisse

ist es gelungen, auch die operative Tätigkeit

in der Sanierung dem Wettbewerb zugänglich

zu machen. Dabei bestand die Aufgabe darin,

in der LMBV die unternehmerischen Voraus-

setzungen für eine wettbewerbliche Aus-

schreibung und Vergabe der Sanierungslei-

stungen als eine entscheidende Bedingung für

ein marktkonformes Verhalten der Auftragneh-

mer zu schaffen.

So war es folgerichtig und konsequent, die zur

Organisation der Arbeitsbeschaffungsmaß-

nahmen der ersten Stunde in der damaligen

LBV und MBV gebildeten speziellen Betriebs-

abteilungen als Tochtergesellschaften aus den

Unternehmen auszugründen und in den Jah-

ren 1994/95 zu privatisieren.

Schema des Ablaufes und der

wichtigsten Komponenten der

Bergbausanierung

Dabei handelt es sich um folgende weithin

als Sanierungsgesellschaften bezeichnete,

wettbewerbsfähige Unternehmen:

● BUL – Bergbausanierung und Land-

schaftsgestaltung Brandenburg GmbH

(BUL-B)

● BUL – Bergbausanierung und Land-

schaftsgestaltung Sachsen GmbH

(BUL-S)

● Sanierungsgesellschaft Lauchhammer

mbH (SGL)

● Sanierungsgesellschaft Schwarze Pumpe

mbH (SSP)

● Mitteldeutsche Braunkohlestrukturförde-

rungsgesellschaft mbH (MBS)

● Anhaltinische Braunkohle Sanierungsge-

sellschaft mbH (ABS)

Dieser Wettbewerb, an dem sich weitere

rund 50 Unternehmen mit einem Marktan-

teil an der Sanierung von mehr als einem

Drittel zur Zeit beteiligen, hat zu einer Wei-

terentwicklung der Sanierungstechnologien

und zu einer erheblichen Kostenreduzierung

geführt.

Der Entwicklungsprozeß hat neben einem lei-

stungsfähigen Markt insbesondere die Wei-

terentwicklung sanierungstypischer Techno-

logien hervorgebracht. Speziell in der Stabili-

sierung von setzungsfließgefährdeten Bö-

schungen sind die bekannten Verfahren der

Rütteldruck- und Sprengverdichtung weiter-

entwickelt und mit modernsten elektroni-

schen Mess- und Steuerungseinrichtungen

versehen worden. Das AIR-GUN-Verfahren

und der Einsatz richtungsgesteuerter Hori-

zontalbohrungen zur gezielten Rutschungs-

auslösung sind als weitere Entwicklungen in

der Verdichtungstechnologie zu nennen. Da-

mit kann der Aufwand für die nachfolgende

Uferprofilierung reduziert werden.

Weitere technologische Entwicklungen gab

es bei der Sanierung von kontaminiertem

Grundwasser und der Verwertung bzw. Ent-

sorgung von Teer-Öl-Feststoffprodukten in

den Veredlungsstandorten Schwarze Pumpe,

Lauchhammer, Espenhain und Böhlen.

Vertragswerte in der Sanierung

in Mio. DM

Eingang zum „Campus“,

am Tagebau Espenhain

Tagebau Spreetal-Nordost



14 15S a n i e r u n g s b e r i c h t  1 9 9 9 S a n i e r u n g s b e r i c h t  1 9 9 9

Im Jahre 1999 konnte die positive Tendenz

der Braunkohlensanierung fortgesetzt  wer-

den:

● Ausgehend von einer fundierten und vor-

laufenden Planung wurden die für die Her-

stellung der Tagebau- und öffentliche Si-

cherheit relevanten Arbeiten planmäßig

realisiert.

● Die volkswirtschaftlich effiziente Mittel-

verwendung auf der Grundlage optimier-

ter Projektabläufe, einer wettbewerbli-

chen Vergabe und eines straffen Projekt-

managements wurde gewährleistet.

● Der Einsatz von geförderten Arbeitneh-

mern wurde durch ein optimales Per-

sonalmanagement im Zusammenwirken

mit den Arbeitsverwaltungen gesichert.

In den einzelnen Länderbereichen

wurden in den Hauptgewerken

1999  folgende Leistungen

erbracht:

Im Jahre 1999 wurden über 3.000 Hektar re-

kultiviert. Mehr als die Hälfte davon sind Of-

fenlandflächen mit überwiegend naturnahem

Charakter. Dieser Anteil soll in den nächsten

Jahren beibehalten werden. In den Landwirt-

schaftsflächen sind produktionsfreie Flächen

(Hecken, Säume, feuchte Senken) integriert.

Die Herstellung von Forstflächen erfolgt ver-

stärkt über die Sukzession. Insgesamt 14 Pro-

zent der Landflächen dienen Naturschutz-

zwecken.

In den wasserwirtschaftlichen Maßnahmen

(Wasserhebung und Flutung) konnten wegen

der extremen Trockenperiode im Sommer

1999 und der damit verbundenen Einschrän-

kung des Wasserdargebotes die geplanten

Mengen nicht ganz erfüllt werden.

Aus der Sanierungsdurchführung 1999 im

Vergleich mit dem Vorjahr wird deutlich, dass

sich die reinen bergbaulichen Sanierungs-

arbeiten auf hohem Niveau bewegen und die

Arbeiten zur Herstellung nutzbarer Flächen

sowie die wasserwirtschaftlichen Maßnah-

men einen immer größer werdenden Lei-

stungsumfang binden.

Trotz zahlreicher Rutschungen während der

Sanierungsarbeiten, die größten traten im

Restloch Skado mit ca. 1,6 Mio. Kubikmetern

abgerutschtem Volumen und im Tagebau

Witznitz mit Beschädigung der Flutungs-

leitung auf, konnten die wesentlichen Arbei-

ten termingemäß durchgeführt werden.

Die Leistungen in der Massenbewegung, Re-

kultivierung, Demontage und Verschrottung,

Abbruch von baulichen Anlagen und Massen-

verdichtung konnten planmäßig realisiert wer-

den.
Im Ergebnis der Sanierungsdurchführung

wurden im Vergleich zum Jahr 1998

folgende Leistungen erbracht:
Gewerk Mengeneinheit 1998 1999 Tendenz

Massenbewegung Mio. m3 145 144 99%

Rekultivierung ha 1.671 3.074 184%

Demontage/Verschrottung Tt 742 477 64%

Abbruch Tm3 1.057 693 66%

Wasserwirtschaftliche Maßnahmen Mio. m3 353 488 139%

Massenverdichtung Mio. m3 148 151 102%

Entsorgung Tt 582 644 111%

Verfüllen von Grubenräumen Tm3 164 117 71%

Hauptgewerk Mengen- Branden- Ost- West- Sachsen- LMBV
einheit burg sachsen sachsen/ Anhalt gesamt

Thüringen

Massenbewegung mit Großgeräten Tm3 28.856 30.759 9.926 4.351 73.892

Massenbewegung mit Planiertechnik Tm3 9.515 5.978 4.065 8.364 27.922

Massenbewegung mit
mobiler Erdbautechnik Tm3 6.091 24.564 3.778 3.851 38.284

Sonstige Massenbewegung Tm3 2.788 211 0 750 3.749

Herstellung von landwirtschaftlicher Fläche ha 79 0 9,5 2,4 91

Herstellung von forstwirtschaftlicher Fläche ha 764 244 222 201 1.431

Herstellung sonstiger Flächen ha 578 122 522 330 1.552

Demontage t 109.013 103.006 131.694 133.664 477.377

Abbruch/Abriss m3 251.652 212.157 141.017 88.292 693.118

Wasserhebung Tm3 265.174 24.937 22.595 60.619 373.325

Fremdwasserzuführung zur Flutung Tm3 25.275 67.506 51.275 19.715 193.771

Sprengverdichtung Tm3 0 13.942 1,9 0 13.944

Rütteldruckverdichtung Tm3 72.771 58.215 0 0 130.986

Sonstige Verdichtung Tm3 201 4.464 60 883 5.607

Sanierung schadstoffbelasteter Bereiche Tm3 152 509 154 194 1.009

Verfüllen von Grubenräumen Tm3 63 27 6 21 117

Massenbewegung mit

Planiertechnik

Aufschüttung einer Böschung mit

Großgerät
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Wichtige Sanierungsschritte im

Jahr 1999 waren unter anderem:

● Die Beendigung der Bergaufsicht für den

ersten sanierten Tagebau Olbersdorf und

Übergabe an die Kommune als Bestand-

teil der Landesgartenschau.

● Am Standort der ehemaligen Kokerei

Lauchhammer wurde in Umsetzung des

neuen Sanierungskonzeptes mit der Bo-

denumlagerung begonnen.

● Im Tagebau Klettwitz-Nord begann mit der

Rütteldruckverdichtung am künftigen Berg-

heider See die Stabilisierung der End-

böschungen.

● Die Flutung des Restloches 12 bei Fürst-

lich Drehna wurde begonnen.

● Im Tagebau Meuro wurde die Braunkoh-

lenförderung eingestellt und der Tagebau

in die Sanierung überführt.

● Das Industriekraftwerk Brieske wurde

vom Netz getrennt, stillgesetzt und die

Sanierung vorbereitet.

● Im Südraum Leipzig wurde mit der Flu-

tung der Restlöcher Witznitz und Mark-

kleeberg begonnen.

● In der Goitzsche begann die Flutung der

Tagebaurestlöcher.

● Der Tagebau Zwenkau wurde durch die

LMBV zur Sanierung von der MIBRAG

übernommen.

● Im Tagebau Wulfersdorf ging eine Reini-

gungs- und Enteisenungsanlage für Filter-

brunnenwasser in Betrieb.

Die Sanierungsarbeiten der vergangenen

Jahre haben das Landschaftsbild in den ehe-

maligen Braunkohleregionen nachhaltig ver-

ändert.

Der größte Teil der Industriebauwerke der

Braunkohleveredlungsanlagen ist abgebro-

chen, die Sanierung im wesentlichen abge-

schlossen. So sind in Brandenburg die Brikett-

fabriken und Industriekraftwerke Aufstieg,

Meurostolln, Fortschritt, BrieskeI/II, Kausche,

Haidemühl, Welzow, die Brikettfabriken 61,

63, 64, 65, 66, 67, 68, 69 und die Kokerei

Lauchhammer nahezu vollständig abgebro-

chen. Die Brikettfabrik Domsdorf wird als

Technisches Denkmal genutzt. Die Vered-

lungsstandorte Brieske in unmittelbarer

Nachbarschaft der „Gartenstadt Marga“ und

Lauchhammer-Süd werden als Industrie- und

Gewerbegebiete gestaltet.

In Sachsen und Thüringen sind die Vered-

lungsanlagen Laubusch, Heide, Zeißholz,

Schwarze Pumpe West/Ost, Lobstädt, Thrä-

na, Böhlen, Borna, Deutzen, Regis, Rositz,

Haselbach und Großzössen demontiert und

abgerissen.

Die ehemalige Brikettfabrik Knappenrode ist

in ein technisches Museum umgewandelt

und stellt in der Zwischenzeit eine wichtige

Attraktion dar.

Auf der Fläche der ehemaligen Brikettfabrik

Böhlen entstand das neue Kraftwerk Lippen-

dorf.

In Sachsen-Anhalt ist der Abbruch der Vered-

lungsanlagen Holzweißig, Völpke, Beuna,

Großkayna, Braunsbedra, Stedten, Deuben

und Profen abgeschlossen.

Am Tagebau Golpa-Nord ist mit ehemaligen

Tagebaugroßgeräten des Bitterfelder Reviers

eine sinnvolle Verbindung von Tourismus und

Technik-Geschichte geglückt. Zur EXPO 2000

wird „Ferropolis – die Stadt aus Eisen“ ein

besonderer Besuchermagnet sein.

Die 60-Meter-Abraumförderbrücke Klettwitz-

Nord wurde aus dem Tagebau herausge-

fahren und soll in Trägerschaft der Amtsge-

meinde Massen zu einer „Besucherattrak-

tion“ entwickelt werden.

Mit der Flutung von Tagebaurestlöchern in

der Lausitz und in Mitteldeutschland sind

Ansätze einer neuen Landschaft nach dem

Bergbau mit vielfältigen Nutzungsmöglich-

keiten erkennbar.

In die Tagebaue sind bisher rund 450 Mio.

Kubikmeter Wasser eingeleitet worden. Das

ist die doppelte Menge des jährlichen Berli-

ner Wasserverbrauchs.

Die Rekultivierung der Kippenflächen und

Randbereiche der Tagebaue und Industrie-

standorte wurde 1999 entsprechend den

festgelegten Sanierungszielen fortgesetzt.

Allein 1.200 Hektar Wald wurden ge-

pflanzt, 1.068 Hektar Fläche zwischenbe-

grünt, 1.133 Hektar Fläche melioriert und

66 Kilometer Wirtschaftswege angelegt.

Tagebau Olbersdorf

Einleiter zum Olbersdorfer See

Kohleumschlagplatz des Tagebaus

Meuro (Vordergrund) und der

entstehende Lausitzring
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III. Wiederherstellung eines ausgeglichenen

Wasserhaushalts �

Herausforderung für die LMBV

Beeinflussung des

Wasserhaushalts

Der Braunkohlenbergbau hat nachhaltig in

den Gebietswasserhaushalt der Lausitz und

Mitteldeutschlands eingegriffen. Durch die

Hebung von ca. 1,5 Mrd. Kubikmetern Was-

ser pro Jahr entstand im Laufe der Jahrzehn-

te ein Absenkungstrichter mit einem Was-

serdefizit von 12,7 Mrd. Kubikmetern. Die

Vorfluter Spree, Schwarze Elster, Pleiße, Wei-

ße Elster und Mulde wurden in dieser Peri-

ode mit erheblichen Mengen an Zusatzwas-

ser beaufschlagt.

Durch die Umweltministerkonferenz 1994

wurde daher das Rahmenkonzept zur Wie-

derherstellung eines ausgeglichenen, sich

weitgehend selbst regulierenden Wasser-

haushalts in den vom Braunkohlenbergbau

beeinträchtigten Flusseinzugsgebieten verab-

schiedet. Als Ziele wurden festgehalten:

● die Grubenwasserhebung in den Berg-

baugebieten zu reduzieren,

● die Wiederauffüllung des Wasserdefizits

durch Flutung der Tagebaue und Auffül-

lung des Porenraumes in den Grundwas-

serleitern zu ermöglichen,

● das Sicherstellen des Mindestabflusses

beim Bau von sich selbst regulierenden

Vorflutsystemen,

● die Verbesserung der Wasserbeschaffen-

heit in den Tagebauseen, durch Eingren-

zung des Versauerungsprozesses in Fol-

ge des Eintrages von Schwefel- und Ei-

senverbindungen.

Um diese Ziele zu erreichen, sind große Was-

sermengen in kurzer Zeit für die Wiederher-

stellung eines ausgeglichenen Wasserhaus-

haltes verfügbar zu machen. Nur durch eine

schnelle Flutung können Böschungserosion

und Böschungsabbrüche durch Unterspülung

verhindert werden. Die Füllung der Tagebau-

seen allein durch den Zustrom von Grund-

wasser würde bis zu 60 Jahre dauern. Da-

rüber hinaus würde extrem saures Wasser

zufließen. Daher wurden durch die LMBV in

Zusammenarbeit mit externen Instituten und

Ingenieurgesellschaften Konzepte erarbei-

tet, um zusätzliche Wassermengen zu er-

schließen.

Füllungsstand und voraussichtli-

ches Flutungsende ausgewählter

Restlöcher, Stand  Ende 1999

Bei der Flutung wird die Strategie verfolgt,

die jahreszeitlichen Überschussmengen in

den Oberflächengewässern durch Einbezie-

hung vorhandener Talsperren, durch den

Neubau von Wasserspeichern und durch

Überleitung von Wasser aus anderen Fluß-

einzugsgebieten vollständig für die Flutung

der Tagebaue zu nutzen. Durch eine schnel-

le Flutung wird gleichzeitig eine gute Wasser-

qualität gesichert.

Wissenschaftliche Begleitung

Um für diese anspruchsvolle Aufgabe belast-

bare Konzepte erarbeiten zu können, sind im

Auftrage und im Zusammenwirken mit der

LMBV durch namhafte Forschungsinstitute,

Landes- und Fachbehörden sowie Ingenieur-

büros wichtige wissenschaftlich-technische

Grundlagen erforscht worden.

Im Ergebnis der Untersuchungen „Entwick-

lung der Grundwassergüte in den Braun-

kohlefördergebieten der fünf neuen Bundes-

länder“ war es möglich, limnologische Grund-

aussagen für die einzelnen Tagebauseen in

Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und

Thüringen zu erarbeiten.

Flutungsbeginn im

Tagebau Golpa-Nord

Flutungsbauwerk des

Speichersystems Lohsa II
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Durch das Bundesministerium für Bildung

und Forschung sind elektrochemische und

mikrobiologische Verfahren für die Gewäs-

sergütebehandlung gefördert worden. Dar-

über hinaus wurden durch universitäre For-

schungsinstitute in Zusammenarbeit mit der

LMBV die Zusammenhänge zwischen geo-

technischer Stabilisierung und dem Versau-

erungspotenzial der Böschungen untersucht.

Zur Zeit werden noch Forschungsvorhaben

zu Ende geführt, die die Reinigung von Grund-

wasser an Veredlungsstandorten sowie die

Selbstreinigungsfähigkeit des Bodens durch

Mikroorganismen zum Inhalt haben.

Unter Verwendung dieser Ergebnisse sind

durch die LMBV Durchführbarkeitsstudien zur

wasserwirtschaftlichen Sanierung der Seen-

gebiete erarbeitet worden. Nach geohydro-

logischer, technischer und wirtschaftlicher

Bewertung von Flutungsvarianten konnten

Lösungen gefunden werden, die den Zielen

der Raumordnung entsprechen und betriebs-

wirtschaftlich zu vertreten sind. Damit wer-

den durch die LMBV im Prozeß der Wieder-

nutzbarmachung weiche Standortfaktoren

geschaffen, die die wirtschaftliche Gesun-

dung der Regionen unterstützen.

Stand der Flutung

Auf der Grundlage dieser Studien und unter

Nutzung des bergmännischen und wasser-

wirtschaftlichen Know-how der LMBV wur-

den in den letzten drei Jahren mit der Flutung

an 22 von 44 größeren Seen mit Fremdwas-

ser begonnen.

Gute Fortschritte konnten dabei in West-

Sachsen/Thüringen erreicht werden: Durch

den Abschluss eines Wasserliefervertrages

mit dem Bergbauunternehmen MIBRAG in

1997 und den Bau einer 73 Kilometer langen

Rohrleitung wird eine schnelle und jahreszeit-

lich stabile Flutung der ehemaligen Tagebaue

Cospuden, Markkleeberg, Störmthal, Witznitz

und Zwenkau mit Sümpfungswasser aus den

Tagebauen Profen und Vereinigtes Schleen-

hain ermöglicht. Im Tagebau Cospuden nahe

Markkleeberg wird im Jahr 2000 die Flutung

abgeschlossen werden. Da auch die Wasser-

qualität den in der Raumordnung geforder-

ten Kriterien entspricht, ist hier eine frühzei-

tige Nutzung des Tagebausees durch die Öf-

fentlichkeit möglich. 1999 konnte auch das

Eigentum am See und den Uferbereichen an

die umliegenden Städte und Gemeinden

übertragen werden. Durch ein optimiertes

Flutungsprogramm wird der See Markklee-

berg schon ab 2004 für die Nutzung zur Ver-

fügung stehen.

Nach der Sanierung des Tagebaus Olbersdorf

in der Oberlausitz wurde die Flutung des

Olbersdorfer Sees im Jahr 1999 beendet.

Hier konnte die LMBV durch Mitwirkung al-

ler Beteiligten rechtzeitig zur Landesgar-

tenschau ein landschaftsbestimmendes Ele-

ment fertigstellen.

In der niederschlagsarmen Niederlausitz wird

die Flutung der Tagebaue insbesondere durch

geringe Grundwasserneubildung und die

Mindestwasserführung in den Flüssen Spree

und Schwarze Elster bestimmt. Hier beste-

hen berechtigte Interessen der gewerblichen

Nutzer, wie Wasserwerke, Kraftwerke, Land-

wirtschaft sowie zur Erhaltung sensibler Na-

turschutzgebiete, wie dem Biosphärenreser-

vat Spreewald.

Da nach Einstellung der Tagebausümpfung

mehrerer Tagebaue entlang der Spree der

früher überhöhte Durchfluß rapide gesunken

ist, hat die Einhaltung von wirtschaftlich und

ökologisch notwendigen Mindestabflüssen

besondere Bedeutung gewonnen. Dies führ-

te dazu, dass in den vergangenen Jahren in

den Sommermonaten nur eingeschränkt

Wasser für die Flutung der stillgelegten Ta-

gebaue zur Verfügung stand.

Wasserwirtschaftliches

Planungskonzept der LMBV in

Mitteldeutschland

Wiederherstellung des Wasser-

haushaltes durch die LMBV bis 1999

Flutung des Tagebaus Witznitz

Flutung des Restloches Olbersdorf
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Um hier Abhilfe zu schaffen, wird zur Zeit an

der Erschließung zusätzlicher Wassermen-

gen gearbeitet. Durch den Aufbau einer „Flu-

tungssteuerzentrale“ gemeinsam mit den

Fachbehörden, werden hier die Bewirtschaf-

tung der Flußeinzugsgebiete Spree und

Schwarze Elster in der Lausitz über die Lan-

desgrenzen von Sachsen und Brandenburg

hinaus unterstützt. Durch gezielte Speiche-

rung in vorhandene und zu schaffende Tal-

sperren und zeitgerechte Wiedereinleitung

von Wasser in die Vorfluter können jahres-

zeitliche Schwankungen abgemildert wer-

den. Die in der Betriebszentrale installierten

Rechenmodelle erlauben auch tages- und

wochenweise vorhandene Überschußmen-

gen zur Flutung zu nutzen.

Parallel dazu werden Teilbereiche des Grund-

wasserwiederanstiegs und seiner Auswir-

kungen untersucht. Erfolgreich konnte hier

zum Beispiel in Hoyerswerda durch ein Zu-

sammenwirken der Stadt, des Landkreises

und der Sächsischen Landesregierung ein

Weg gefunden werden, die notwendigen

Schritte zur Wasserfreihaltung der Neustadt

zu gehen. Im Sommer 1999 wurde mit dem

Westrandgraben als Ableitungsbauwerk be-

gonnen.

Grundwassersanierung

Mit dem Fortschritt der Sanierungsarbeiten

auf den Standorten der thermischen Kohle-

veredlung sind durch die LMBV Lösungen zur

Sicherung und Abwehr von Gefahren durch

Grundwasserverunreinigung erarbeitet wor-

den, die weit über die eigenen Unterneh-

mensgrenzen hinaus anwendbar sind. In den

gesättigten und ungesättigten Bodenzonen

sind durch den jahrzehntelangen Betrieb so-

wie durch Havarien und Kriegsschäden ver-

edlungstypische Schadstoffe, wie Phenole

und Kohlenwasserstoffe angelagert worden.

Diese führen zu massiven Schadstoffeinträ-

gen in die wasserführenden Grundwasser-

leiter. Ziel der Arbeiten der LMBV ist es, durch

Unterbrechung der Expositionspfade die

Schadstoffbelastung im Grundwasser nach-

haltig zu reduzieren. Im Ergebnis von mehr-

jährigen geohydrologischen Untersuchungen

ist vorgesehen, am karbochemischen Stand-

Genehmigungsmanagement

Die durch die Bergbausanierung geschaffe-

nen Tagebauseen sind Landschaftselemente,

die langfristig und nachhaltig die Regionen

prägen werden. Die LMBV stellt entspre-

chend den Vorgaben der Wasserhaushalts-

gesetze der Länder Anträge für wasser-

rechtliche Genehmigungs- und Planfeststel-

lungsverfahren. Gemeinsam mit den Fachbe-

hörden sind zu den 41 Planfeststellungsver-

fahren und 63 Plangenehmigungen die Vor-

aussetzungen für die notwendigen Verfah-

rensschritte eingeleitet worden.

Durch ein gezieltes Verfahrenscontrolling un-

ter Beteiligung von Kommunen, Fachbehör-

den und Öffentlichkeit wird hier eine rasche

Durchführung der Verfahren angestrebt.

ort Schwarze Pumpe eine Kombination von

● Haltungsbrunnen mit Wasserreinigung

● Ölabschöpfung in der Wasserphase

● In-Situ-Grundwasserbehandlung

anzuwenden. Durch Variation dieser Verfah-

ren entlang der Zeit können hier technisch

und wirtschaftlich günstige Lösungen umge-

setzt werden. Darüber hinaus erlauben die-

se Verfahren eine frühe Wiedernutzung der

Geländeoberfläche für die Ansiedlung von Ge-

werbebetrieben.

Bei der Sanierung des Grundwassers in Deu-

ben nahe Zeitz werden Verfahren angewandt,

die Ergebnis aktueller Forschungsarbeiten

sind. Hier werden nach technischer Optimie-

rung die Verfahren

● mikrobiologischer Abbau

● UV/H2O2-Sanierungsmethoden

● nasschemische Oxidation

im Rahmen der On-site-Grundwasserreini-

gung angewandt.

Ebenso werden Untersuchungen zum natür-

lichen Schadstoffabbau und zum Schadstoff-

verteilungsverhalten an den Standorten der

thermischen Kohleveredlung angestellt mit

dem Ziel, diesen Standort für eine Nach-

nutzung schnell zur Verfügung zu stellen.

Durch die von der LMBV initiierten Arbeiten

konnten die ursprünglich eingeschätzten Sa-

nierungskosten erheblich gesenkt werden.

Wassereinleitung in den

Tagebau Cospuden

Schema Flutungszentrale

LTV - Landestalsperrenverband Sachsen

LUA - Landesumweltamt Brandenburg

Überleiter zwischen den Tage-

bauen Burghammer und Lohsa II
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IV. Projektträgerkompetenz

der LMBV für weitere Aufgaben

Mit den Festlegungen im §4 des „Ergänzen-

den Verwaltungsabkommen zur Braunkohlen-

sanierung“ vom 18.07.1997 wurden die Vor-

aussetzungen für die Realisierung von Maß-

nahmen geschaffen, die über die berg-

rechtliche Verantwortung des Unternehmens

hinausgehen und unter der Projektträger-

schaft der LMBV mit nachstehenden Zielen

durchgeführt werden:

● Erhöhung des Folgenutzungsstandards

bereits sanierter Immobilien als Voraus-

setzung für ihre Verwertung und zur Ver-

besserung der regionalen Infrastruktur

● Abwehr von Gefahren im Zusammen-

hang mit dem Grundwasserwiederan-

stieg und weitergehender Vorflutregulie-

rungen auch mit dem Ziel der Vermeidung

von Blockaden für eine zügige Fortfüh-

rung der bergrechtlichen Wiedernutzbar-

machungsverpflichtungen der LMBV

● Sanierung von Altbergbaugebieten ohne

Rechtsnachfolger, besonders mit dem

Ziel der Beseitigung bestehender Gefähr-

dungen für angrenzende Regionen

Leistungszuwachs

Mit Fortschreiten der bergmännischen Grund-

sanierung erhalten diese Maßnahmen eine

immer größere Bedeutung. Der Vergleich des

Jahres 1999 zum Vorjahr zeigt, dass es der

LMBV auch mit der Übertragung der Projekt-

trägerschaft für diese sogenannten „§4-

Maßnahmen“ durch die Bundesländer ge-

lungen ist, einen größeren Leistungsumfang

als 1998 umzusetzen.

Dies ist insbesondere zwei Faktoren geschul-

det:

● Der Planungs- und Genehmigungsvorlauf

konnte durch die Erarbeitung und die Rea-

lisierung entsprechender Vorplanungs-

projekte je Bundesland bedeutend erhöht

werden.

● Die organisatorischen Abläufe, beginnend

bei der Projektbeauftragung durch das je-

weilige Bundesland, die Projektvorberei-

tung und die Projektvergabe wurden effi-

zienter gestaltet.

Das nachfolgende Diagramm zeigt die Ent-

wicklung:

Vielzahl von §4-Projekten

Länderbereich Fremdleistungen Gesamtkosten Arbeitnehmer
in TDM in TDM gefördert

Brandenburg 39.900 49.061 205

Sachsen gesamt 24.153 27.601 43

davon Sachsen-Ost 15.328 17.477 21

Sachsen-West 8.825 10.124 23

Sachsen-Anhalt 46.805 50.799 197

LMBV gesamt 111.069 127.698 445

In den Länderbereichen wurden

1999 folgende Leistungen im

Rahmen der §4-Projekte realisiert

Überblick der §4-Projekte nach

Bundesländern (Anzahl)

Im Jahr 1999 wurden von der LMBV insge-

samt 40 Projekte im Rahmen der Bestimmun-

gen des §4 des „Ergänzenden Verwaltungs-

abkommens“ bearbeitet. Darunter waren acht

Projekte zur Gefahrenabwehr bei Grundwas-

serwiederanstieg bzw. zur Vorflutregulierung,

15 Projekte zur Beseitigung von Gefahren aus

Altbergbau und 17 Projekte zur Erhöhung des

Folgenutzungsstandards.

Mit der Durchführung dieser Maßnahmen

wurde die LMBV von den neuen Bundeslän-

dern vor allem deshalb beauftragt, weil sie

als Projektträger für die Bergbausanierung in

den vergangenen Jahren umfangreiche Er-

fahrungen bei der Planung, der wettbewerb-

lichen Vergabe, der Organisierung der Projekt-

durchführung und beim Nachweis der Mittel-

verwendung gesammelt hat. Sie leistet da-

mit einen wichtigen Beitrag für die Lösung

territorialer Probleme und auch für die Struk-

turentwicklung in den Regionen.

Der Zuwachs an Leistungen für „§4-Maßnah-

men“ im Jahre 1999 gegenüber dem Vorjahr

ist auch Ausdruck für den dringenden Bedarf

an solchen Maßnahmen in den Bergbau-

regionen.

Projektkategorie Brandenburg Freistaat Sachsen Sachsen-Anhalt Thüringen

Grundwasser/
Vorflutregulierung 4 2 2 0

Altbergbau 6 2 6 1

Erhöhung Folgenutzungsstandard 7 7 3 0
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Markante Aufträge im Jahr 1999

● Beginn der Gefahrenabwehr gegen Fol-

gen des Grundwasserwiederanstiegs im

Raum der Stadt Hoyerswerda mit dem

Ersten Spatenstich am Westrandgraben

im Monat August

● Beendigung der Restarbeiten zur Erhö-

hung des Folgenutzungsstandards im Ta-

gebau Olbersdorf

● Sicherung/Verwahrung der Grubenbaue

im Altbergbau der Stadt Zittau

● Rekonstruktion der Spreewehre in Trat-

tendorf und Burg

● Beginn der Arbeit an der 60-Meter-Ab-

raumförderbrücke im ehemaligen Tage-

bau Klettwitz-Nord zur Nachnutzung als

Technisches Denkmal/Besucherberg-

werk

● Gestaltung der Strandbereiche am Rest-

loch Niemtsch und Weiterführung der Si-

cherung der Böschungen am Restloch

Drochow

● Verwahrung von untertägigen Hohlräu-

men im Bereich Döbern und Brieskow/

Finkenheerd

● Weiterführung der Sanierungsarbeiten an

der Mülldeponie Nachterstedt

● Fertigstellung erster Bauabschnitte zur

Verbesserung der Infrastruktur im Bereich

der Ortslagen Gosda und Fürstlich Drehna

Ein Beispiel für die Nutzung des Know-how

der LMBV über die im „Ergänzenden Verwal-

tungsabkommen“ geregelten Maßnahmen

hinaus ist die Übertragung der Projektträger-

schaft für das Gesamtvorhaben ADDINOL

durch das Land Sachsen-Anhalt an die LMBV.

Gegenstand des Projektmanagements durch

die LMBV sind:

● Sanierung der Innenkippe Leonhardt mit

den Schwerpunkten
● Errichtung einer Baustraße
● Entsorgung von ca. 65.000 Tonnen

Säureharzen und Verbrauchtbleich-

erden
● Entsorgung von 4.000 Kubikmetern

stark kontaminiertem Oberflächen-

wasser
● Entsorgung von 50.000 Kubikmetern

kontaminiertem Erdreich

Der Gesamtumfang der Leistungen an

der Innenkippe wird ca. 11 Mio. DM be-

tragen.

● Sicherung der Nordostböschung am

ADDINOL-Werksgelände gegen den Ab-

strom von kontaminiertem Grundwasser

in den zukünftigen Geiseltalsee mit den

notwendigen ingenieurtechnischen Un-

tersuchungen.

Gelungene Nachnutzung der

Brikettfabrik Neukirchen/Wyhra

Förderbrücke F 60 aus dem

Tagebau Klettwitz-Nord auf ihrer

letzten Fahrt

Ausblick

Mit den erfolgreich abgewickelten Projekten

empfiehlt sich die LMBV für die Übernahme

weiterer über die Bergbaualtlasten hinausge-

hender Projektträgeraufgaben, so für die

Übernahme zusätzlicher Verantwortung bei

Projekten, die in Verbindung mit der Braun-

kohlesanierung (sogenannte Schnittstellen-

projekte) stehen.

Trasse des Westrandgrabens

bei Hoyerswerda
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V. Braunkohlesanierung - Chance für den

Arbeitsmarkt der Regionen

Arbeitgeber Braunkohlesanierung

In den monostrukturierten ehemaligen Braun-

kohleregionen der Lausitz und Mitteldeutsch-

lands ist die LMBV als Projektträger für die

Braunkohlesanierung nach wie vor ein wichti-

ger arbeitsmarktpolitischer Faktor. Durch die

Vergabe von Bergbausanierungsleistungen

trägt sie wesentlich zur Entlastung der regio-

nalen Arbeitsmärkte bei.

In bemerkenswerter Weise gelingt es, die

Verzahnung von Struktur- und Arbeitsmarkt-

politik unter wettbewerblichen Bedingungen

zu praktizieren.

Neben den regionalen arbeitsmarktpoliti-

schen Effekten wird nach wie vor der Perso-

nalanpassungsprozess im Braunkohlenberg-

bau sozial begleitet. Ehemalige Bergleute

arbeiten aktiv an der Beseitigung und Aufar-

beitung ökologischer Altlasten der Tagebaue

und Veredlungsanlagen. 1999 kamen annä-

hernd 70 Prozent der mit Braunkohlesanie-

rungsarbeiten betrauten Beschäftigten aus

dem Bergbau.

Ein großer Teil dieser Beschäftigten unterliegt

der Förderung durch die Bundesanstalt für

Arbeit im Rahmen des §272 ff. SGB III. An-

statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren, werden

durch die Bundesanstalt für Arbeit sinnvolle

Arbeiten im Rahmen von Strukturanpas-

sungsmaßnahmen durch sogenannte Lohn-

kostenzuschüsse unterstützt. Die Bundesan-

stalt für Arbeit leistet somit einen wichtigen

Beitrag an der Gesamtfinanzierung der Braun-

kohlesanierung entsprechend dem Ergänzen-

den Verwaltungsabkommen vom Juli 1997.

Die im Rahmen der Braunkohlesanierung

initiierte Beschäftigungswirkung liegt nach

Expertenuntersuchungen weiterhin auf ei-

nem hohen Niveau von mehreren tausend

Arbeitnehmern. Die Gesamtbeschäftigungs-

wirkung für 1999 wird mit 12.300 Arbeitneh-

mern beziffert.

Einsatz von Arbeitnehmern auf

förderfähigen Arbeitsplätzen

Durch ein zielgerichtetes Projekt- und Per-

sonalmanagement in der LMBV sowie durch

die intensive Einbeziehung der beteiligten

Bewilligungsinstanzen konnte zu Beginn die-

ses Jahres durch ein umfängliches Sonder-

qualifizierungsprogramm der witterungsbe-

dingte Beschäftigungsrückgang erheblich ge-

mildert werden. Durch gesondert vertraglich

vereinbarte Qualifizierungsmaßnahmen wer-

den geförderte Arbeitnehmer im Rahmen be-

willigter Projekte zielgerichtet durch Sanie-

rungsunternehmen und Bildungsträger qua-

lifiziert.

Somit werden die Arbeitnehmer nicht nur vor

der Arbeitslosigkeit bewahrt, sondern in die

Lage versetzt, die im Rahmen der Braunkoh-

lesanierung zu realisierenden Aufgaben mit

hoher Qualität zu erfüllen. Nicht zuletzt da-

mit wird die Vermittelbarkeit auf den ersten

Arbeitsmarkt erhöht.

Der gegenwärtige Planungsstand für das lau-

fende Jahr 2000 lässt bei einer gesamten

Beschäftigtenwirksamkeit der Sanierung von

rund 11.600 Arbeitnehmern eine durch-

schnittliche Beschäftigung auf förderfähigen

Arbeitsplätzen von etwa 5.000 Arbeitneh-

mern erwarten, davon ca. 80 Prozent im Pro-

grammteil 1 und 20 Prozent im Programm-

teil 2b (§ 4 des Ergänzenden Verwaltungsab-

kommens) sowie ABM und Sondermaß-

nahmen.

Verteilung der förderfähigen

Arbeitsplätze im Durchschnitt der

Jahre 1998 und 1999 auf die

LMBV-Länderbereiche

Pflanzungen in der Lausitz

Bau des Wassereinleiters in

Golpa-Nord

Rütteldruckverdichtung am

Koschendamm

Beschäftigungswirksamkeit der

Braunkohlesanierung

förderfähige Brandenburg Ostsachsen Sachsen- Westsachsen/ Gesamt
Arbeitsplätze Anhalt Thüringen
gesamt

1998 2.102 1.865 582 1.071 5.620

1999 2.041 1.884 786 610 5.321
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Fort- und Weiterbildung

in der LMBV

Die Wandlung der LMBV von einer Berg-

werksgesellschaft zu einer Projektträgerge-

sellschaft war eine der Herausforderungen

an die Beschäftigten des Unternehmens.

Ziel der Fort- und Weiterbildung der LMBV-

Mitarbeiter ist vor allem die Vermittlung von

Kenntnissen und Wissen für die Erfüllung

ihrer Aufgaben, insbesondere im Rahmen der

Projektträgerschaft, sowie auch für die Erhö-

hung ihrer Chancen auf dem Arbeitsmarkt.Teilnehmer und Bildungs-

schwerpunkte der Jahre

1996 bis 1999

Perspektive durch Ausbildung

Der LMBV ist es gelungen, trotz rückläufiger

Personalentwicklung und dem wegen ihrer

Aufgabenstellung fehlenden Nachwuchs-

bedarf die Erstausbildung seit Jahren auf etwa

konstantem Niveau zu halten. Damit ent-

wickelte sich die Ausbildungsquote von

6,1 Prozent 1995 auf derzeit 41,1 Prozent.

Zum 01.01.2000 befanden sich 681 Lehrlinge

in der Ausbildung.

Die kritische Situation auf dem Ausbildungs-

markt in den neuen Bundesländern veran-

lasste die LMBV als Bundesunternehmen,

nach neuen Partnern und Wegen in der Fi-

nanzierung zu suchen.

So werden seit 1998 Einstellungen für die

Berufsausbildung auch aus Mitteln des Ver-

waltungsabkommens für die Braunkohlesa-

nierung finanziert. Zur Zeit befinden sich über

diesen Finanzierungsweg 229 junge Men-

schen in der Ausbildung. Weitere 100 wer-

den zum 01.09.2000 eingestellt.

1997 wurde eine Ausbildungsinitiative im

Bereich der ostdeutschen Chemieindustrie

und des Braunkohlenbergbaus gestartet, an

der sich Treuhandnachfolgeunternehmen und

deren Projektgesellschaften, die zuständige

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie und

Energie sowie ostdeutsche Länder finanziell

beteiligen.

Zahlen der Beschäftigten

und der Auszubildenden in der

LMBV 1995 bis 2000

Schwerpunkte der Bildungsprogramme sind

und waren die:

● Fortbildung der mit der Sanierungspla-

nung und -begleitung beschäftigten Mit-

arbeiter

● Lehrgänge für das Liegenschafts- und Im-

mobiliengeschäft

● Fortbildung im Bereich der Standardsoft-

ware sowie der SAP-Anwendung, Geo-

informations- und CAD-Systeme.

Qualifizierung für die Zukunft

Bedingt durch Stilllegungen der produzieren-

den Bereiche, wie Tagebaue, Kraftwerke und

Veredlungsfabriken nahm in der Zeit von 1996

bis 1999, die Fortbildung und Qualifizierung

gekündigter Mitarbeiter einen breiten Raum

im Unternehmen ein.

Unter dem Thema „Die Zeit nach der LMBV“

wurden die von Kündigung betroffenen Mit-

arbeiter auf die kommenden Anforderungen

des freien Arbeitsmarktes vorbereitet.

So wurden durch erfahrene Seminarleiter die

persönlichen und beruflichen Stärken der

Mitarbeiter eingeschätzt. Es wurden Anfor-

derungsprofile erarbeitet, um den Teilneh-

mern Mittel und Wege für ihre berufliche

Zukunft aufzuzeigen.

In themenbezogenen Seminaren wurden den

Mitarbeitern Ansätze und Lösungen für ei-

nen  beruflichen Neubeginn erläutert.
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Moderne Berufsbilder

Die Ausbildung findet im Wesentlichen in

ehemaligen, nun ausgegründeten Ausbil-

dungsstätten des ostdeutschen Braunkoh-

lenbergbaus statt. Die Beziehungen zwi-

schen der LMBV und diesen Ausbildungsstät-

ten sind über Geschäftsbesorgungsverträge

geregelt.  Die Verteilung der Auszubildenden

auf die einzelnen Länder zeigt die untenste-

hende Grafik.

Die LMBV bildet derzeit in 19 Berufen aus.

Dabei wurde davon ausgegangen, Ausbil-

dungsberufe auszuwählen, die auf dem Ar-

beitsmarkt nachgefragt werden. Auf Grund

ihrer Aufgabenstellung kann die LMBV die

Auslernenden nach der Ausbildung nicht

übernehmen. So stellt sie sich mit ihren Aus-

bildungspartnern der Aufgabe, in neuen und

innovativen Berufen auszubilden. Seit 1999

werden IT-Systemelektroniker, ab 01.09.2000

auch Mechatroniker ausgebildet.

Da die LMBV die Lehrlinge in den gewerbli-

chen Berufen auf Grund ihrer Aufgabenstruk-

tur nicht selbst im Praktikum ausbilden kann,

ist sie Partnerschaften mit klein- und mittel-

ständischen Unternehmen des entsprechen-

den Gewerkes in den Revieren eingegangen.

Dieser Besonderheit ist es zu verdanken,

dass eine nicht unerhebliche Anzahl von Lehr-

lingen nach der Ausbildung von ihren Prak-

tikumsbetrieben in ein Arbeitsverhältnis über-

nommen wird. Durch diese Initiativen wur-

de es z.B. möglich, dass über 60 Prozent der

im Winterhalbjahr 1999/2000 Auslernenden

nahtlos in eine neue Tätigkeit vermittelt wer-

den konnten.

Entwicklung der Ausbildung

in den Länderbereichen

1997 bis 1999

Die Auszubildenden können über den eigent-

lichen Ausbildungsplan hinaus, bei vorhande-

nen Fähigkeiten und Interesse, zusätzliche,

am Arbeitsmarkt orientierte Qualifikationen

erhalten. Gespräche mit entsprechenden

Partnern kurz vor Beendigung der Ausbildung

sowie Bewerbungstrainings tragen dazu bei,

die Angst vor der Bewerbungssituation zu

nehmen.

Solange die Situation auf dem Ausbildungs-

markt noch kritisch ist, wird die LMBV sich

auch künftig bemühen, ihren Beitrag zu de-

ren Verbesserung zu leisten.

Ausbildung durch die LMBV:

Aufteilung der Auszubildenden

Stand 31.12.1999
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Die Schaffung neuer Arbeitsplätze -

eine vorrangige Aufgabe der LMBV

Seit ihrer Gründung ist die LMBV bemüht,

im Rahmen der Einstellung der Produktion

in nicht privatisierbaren Produktionsstätten,

der Veräußerung von Industrie- und Gewerbe-

flächen sowie der Vermietung und Verpach-

tung von LMBV-Immobilien neue Arbeitsplät-

ze in auf dem Markt aktiv agierenden Unter-

nehmen zu schaffen bzw. Zusicherungen zur

Schaffung solcher Arbeitsplätze zu erhalten.

Sie ging dabei insbesondere davon aus, den

Strukturanpassungsprozess, der mit dem im

Kapitel I dargestellten Verlust von Arbeitsplät-

zen im Braunkohlenbergbau verbunden war,

zu unterstützen und für die Bergarbeiter et-

was sozialverträglicher zu gestalten.

Durch diese Aktivitäten konnten bis Ende

1999 über 11.800 Arbeitsplätze neu ge-

schaffen werden bzw. wurden durch Investo-

ren Zusicherungen zur Schaffung von Arbeits-

plätzen abgegeben.

● Durch Ausgliederungen von ehemaligen

Betriebsabteilungen der Braunkohleunter-

nehmen, insbesondere von Werkstatt-

komplexen, Abschnitten von Veredlungs-

betrieben und Dienstleistungskomplexen

an 67 kleine und mittelständische Unter-

nehmen wurden 2.444 Arbeitsplätze er-

halten bzw. neu geschaffen.

Analysen zeigen, dass ca. dreiviertel die-

ser ausgegründeten Kapazitäten noch

heute aktiv am Markt tätig sind.

● Bei der Privatisierung von Tochter- und

Beteiligungsgesellschaften der LMBV

wurden durch die neuen Gesellschafter

Zusicherungen zum Erhalt von 3.492 Ar-

beitsplätzen abgegeben.

Schwerpunkte dabei waren die Überfüh-

rung der Sanierungsbereiche der ehema-

ligen LBV und MBV in marktwirtschaftli-

che Strukturen sowie die Privatisierung

von für die Kiesgewinnung und die De-

ponie von Reststoffen gebildete Tochter-

gesellschaften.

Die für zwei bis vier Jahre von den neuen

Gesellschaftern abgegebenen und pöna-

lisierten Arbeitsplatzzusicherungen wur-

den bisher eingehalten.

● Im Prozess der Veräußerung sanierter

Flächen bzw. beim Abschluss von Op-

tionsverträgen zur Flächenveräußerung

an Unternehmen der Industrie und des

Gewerbes oder an öffentliche Entwick-

lungsträger stehen neben der Erreichung

eines marktgerechten Preises für diese

Flächen die Konzepte der Investoren für

die Arbeitsplatzschaffung im Mittelpunkt

der Verhandlungen. Bisher ist es beim

Abschluss solcher Verträge gelungen,

Zusagen für die Schaffung von 4.237 Ar-

beitsplätzen zu erhalten.

Das Neubaukraftwerk Lippendorf, In-

dustrie- und Gewerbeansiedlungen in

Schwarze Pumpe, Espenhain, Bitterfeld

oder Brieske sowie Tourismus- und Er-

holungsprojekte an den entstehenden

neuen Seen sind Ausdruck für den Be-

ginn eines Wandels in den ehemaligen

Braunkohleregionen.

● Auf den vermieteten und verpachteten

Flächen der LMBV, insbesondere auf den

im Prozess der Sanierung entstandenen

land- und forstwirtschaftlichen Flächen

des Unternehmens, haben nach den Un-

tersuchungen der LMBV 1.672 Men-

schen Arbeit gefunden.

Sicherung von Arbeitsplätzen

durch die LMBV seit 1994

gedas Hoyerswerda, vormals

LMBV-Rechenzentrum
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VI. Der Wandel wird greifbar �

sanierte Liegenschaften

erhalten neue Eigentümer

Die LMBV übernahm von ihren Vorgänger-

unternehmen LAUBAG, ESPAG, Braunkoh-

lenveredlung Lauchhammer und MIBRAG

Liegenschaften in einer Größenordnung von

insgesamt ca. 105.000 Hektar Fläche. Den

größten Anteil daran hatten die bergbau-

typischen Nutzungsarten:

● Betriebsflächen der Tagebaue

● Industriealtstandorte von Veredlungs- und

Energieerzeugungsbetrieben sowie

● ehemaliges unsaniertes Abbauland.

Diese werden durch die LMBV als Eigentü-

merin nach den gesetzlichen Vorgaben des

Bergrechts saniert. Nach Abschluß der Sa-

nierungstätigkeit werden diese Flächen neue

Funktionen erhalten und in ihrer Gesamtheit

eine in das Landschaftsbild eingegliederte,

abwechslungsreiche aber auch wirtschaftlich

nutzbare sowie ökologisch wertvolle Berg-

baufolgelandschaft bilden. Durch die Sanie-

rung wird die Nutzungsstruktur der ehema-

ligen Bergbauflächen – zum zweiten Male

nach der Überbaggerung der ursprünglichen

Landschaft – „tiefgreifend verändert“.

Nachnutzungsorientierte Sanierung

In einem umfassenden Planungsprozess

unter breiter öffentlicher Beteiligung wurden

im vergangenen Jahrzehnt die wesentlichen

Ziele der Nachnutzung für die ehemaligen

durch den Bergbau in Anspruch genomme-

nen Flächen bestimmt. Neben den Zielstel-

lungen von Landes-, Regional- und Kommu-

nalplanungen flossen in diesen Planungspro-

zess auch Ideen und Vorstellungen von Natur-

schutzverbänden, Heimatvereinen, Land-

schaftsplanern, Investoren und Wirtschafts-

förderern, Tourismusverbänden und vielen

anderen ein.

Dadurch zeichnet sich die entstehende Berg-

baufolgelandschaft durch eine große Nut-

zungsvielfalt aus. Aus Betriebsflächen und

Abbauland werden hauptsächlich:

● Flächen für Land- und Forstwirtschaft

● Wasserflächen und zugeordnete Rand-

flächen mit großer Nutzungs- und Funk-

tionsvielfalt

● Flächen für Erholung, Freizeit und touristi-

sche Nutzungen (u.a. großflächige Tou-

rismusprojekte)

● Flächen für Industrie, Gewerbe und

Dienstleistungen der verschiedensten Art

● Flächen für Wohnungsbau, Infrastruktur

und Verkehr

● Naturbelassene oder naturnah gestalte-

te Flächen

Mit der durch die nachnutzungsorientierte

Sanierung geschaffenen Nutzungsstruktur ist

gleichzeitig die Zielrichtung für die Vermark-

tung der Flächen entsprechend ihrer Verwen-

dungsmöglichkeiten abgesteckt.

Neue Eigentümer für sanierte

Flächen durch Verkauf

Gegenwärtig befindet sich noch ein Liegen-

schaftsbestand von 83.200 Hektar im Eigen-

tum der LMBV.

Der Liegenschaftsbestand der LMBV nimmt

ab, denn zunehmend werden sanierte Grund-

stücke an neue Nutzer verkauft.

Durch die zielgruppenorientierte Immobilien-

vermarktung der LMBV zeigen sich erste

Konturen der Landschaft nach dem Bergbau.

Hier vier Beispiele:

● Am Standort Roitzsch in Sachsen-Anhalt,

einer ehemaligen Reparaturwerkstätte für

Grubenbahnen, konnten in Zusammenar-

beit mit dem Land Sachsen-Anhalt und

nicht zuletzt durch den Verkauf des Grund-

stückes an den US-amerikanischen Auto-

mobilzulieferer „New Venture Gear“, 300

Arbeitsplätze geschaffen werden.

● Der Freistaat Sachsen und die Stiftung

„Wald für Sachsen“ erwarben von der

LMBV bereits über 1.000 Hektar rekulti-

vierte Fläche in der südlichen Umgebung

von Leipzig mit dem Ziel, den Waldbe-

stand des Freistaates zu erhöhen.

LMBV-Grundeigentum

(wirtschaftliches Eigentum) in ha,

Stand 31.12.1999

Nutzartentwicklung der

LMBV-Liegenschaften (in Hektar)

Nachnutzung der Maschinenhalle

der Brikettfabrik Braunsbedra



38 39S a n i e r u n g s b e r i c h t  1 9 9 9 S a n i e r u n g s b e r i c h t  1 9 9 9

● Die Stadt Markkleeberg kaufte bei der

LMBV 386 Hektar sanierte Tagebauflä-

che, die Wasser- und Randflächen des zu-

künftigen Cospudener Sees. Anliegen der

Stadt ist die Entwicklung eines Wohnge-

bietes und die Errichtung von Freizeitan-

lagen, wie Golfplatz und Yachthafen. Tei-

le der Seeufer bleiben dabei aber auch

der Natur überlassen.

● 310 Hektar ehemalige Tagebaufläche –

größtenteils Abraumkippe – nahe Klett-

witz bei Lauchhammer erwarb ein ge-

schlossener Immobilienfond zur Errich-

tung des größten Windenergieparkes im

Bundesland Brandenburg. Die Windkraft-

anlagen sind inzwischen in Betrieb gegan-

gen.

Angesichts des bisherigen regen Interesses

an ehemaligen Bergbauflächen wird die

LMBV auch weiterhin Grundstücke durch öf-

fentliche Ausschreibungen einem möglichst

großem Kreis von Bewerbern anbieten. Die

Vermarktung sanierter Flächen an investi-

tionsbereite Zielgruppen erfolgt dabei abge-

stimmt mit Ländern, Regionen und Kommu-

nen im Rahmen einer planungsgesicherten

Folgenutzung. Das betrifft insbesondere die

für die regionale und überregionale Entwick-

lung entscheidenden Grundstücke, wie po-

tentielle Bauflächen und zukünftig für Frei-

zeit und Erholung vorgesehene Flächen.

Erschließung von

Industriealtstandorten

Die Nutzung und der Verkauf von Liegen-

schaften, um die Schaffung von Ersatzar-

beitsplätzen und die Ausgründung von Ge-

schäftsfeldern zu ermöglichen, ist Unterneh-

mensziel. Mit der Braunkohlesanierung konn-

te der Strukturanpassungsprozess in den

ehemaligen Bergbauregionen sozial abgefe-

dert werden. Die Entwicklung neuer wirt-

schaftlicher Strukturen vollzieht sich durch

Fehlen von Investoren für eine Industrie- und

Gewerbeansiedlung zu schleppend.

Die LMBV führt für ausgewählte Standorte

Projektentwicklungsmaßnahmen für die ge-

zielte Aufwertung zum Zweck der Schaffung

von verkaufsfähigen Industrie- und Gewerbe-

flächen durch. Die Projektentwicklung ist da-

bei ein aktiver Beitrag der LMBV zur Gestal-

tung einer zukunftsorientierten Wirtschafts-

struktur in den ehemals monostrukturierten

Braunkohleregionen. Die Projektträgerkom-

petenz der LMBV wird hier genutzt.

In einem mehrstufigen Abstimmungsprozess

mit den zuständigen Landesbehörden, den

Wirtschafts- und Umweltministerien, aber

auch Innenministerien des Landes Branden-

burg, des Freistaates Sachsen, des Landes

Sachsen-Anhalt sowie des Freistaates Thü-

ringen, den von diesen beauftragten Investi-

tionskreditbanken sowie Wirtschaftsförde-

rungseinrichtungen, den Regierungspräsidi-

en, den Landräten sowie den Bürgermeistern

der Gemeinden und Trägern öffentlicher Be-

lange wurden von den 113 ehemals von

Braunkohleindustrie genutzten Altstandorten

der LMBV zunächst zehn Liegenschaften für

eine industrielle und gewerbliche Folge-

nutzung ausgewählt.

Es handelt sich hierbei um solche Standorte,

● die eine regional-, landes- und industrie-

politische Bedeutung besitzen,

● die sich aufgrund ihrer bisherigen Nut-

zung und der vorhandenen Standortbe-

dingungen für eine industrielle Nutzung

bzw. für eine gewerblich-industrielle

Mischnutzung anbieten,

● deren Erschließung einen vertretbaren

Aufwand darstellt,

● deren Entwicklung eine realistische Nach-

nutzung bzw. eine Vermarktung erwarten

lässt.

Industriealtstandort

Lauchhammer-Süd „Emanuel“

Tagebausee Cospuden

Windpark Klettwitz am Tagebau

Klettwitz-Nord

Industriealtstandort

Espenhain
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Für die Erschließung dieser Standorte wur-

den seitens des Landes Brandenburg, des

Freistaates Sachsen, des Landes Sachsen-

Anhalt sowie des Freistaates Thüringen der

Einsatz von Fördermitteln aus der Gemein-

schaftsaufgabe (GA) zur Verbesserung der

regionalen Wirtschaftsstruktur genehmigt

bzw. in Aussicht gestellt. Nur durch die ge-

meinsamen Anstrengungen der LMBV, der

betreffenden Kommunen und mit Unterstüt-

zung der Landesfördereinrichtungen ist es

möglich, die Flächen – unter den gegenwär-

tigen sowie mittel- und langfristig absehba-

ren Marktbedingungen wettbewerbsfähig zu

machen und Investoren für die Flächen zu

interessieren.

Einen besonders fortgeschrittenen Arbeits-

stand hat die Projektentwicklung der vier

Prioritätenstandorte in Brandenburg

● Marga (Brieske)

● Sonne (Freienhufen)

● Emanuel (Lauchhammer-Süd)

● Kittlitz.

Es geht hierbei um die Entwicklung und Er-

schließung von 149 Hektar Industrie- und Ge-

werbefläche mit einem Gesamtinvestitions-

volumen von ca. 100 Mio. DM. Für diese

Standorte sind GA-Anträge beim Wirtschafts-

ministerium durch die Gemeinden einge-

reicht worden. Von Seiten des Landes ist eine

Zusage für eine 80prozentige Förderung er-

folgt.

Die erforderliche Kofinanzierung wird von der

LMBV übernommen und durch die späteren

Verkäufe refinanziert. Über städtebauliche

Rahmenverträge ist die LMBV von den Kom-

munen mit der Projektsteuerung beauftragt

worden. Die GA-Mittel-Zusage ermöglicht es,

dass mit planmäßigem Fortschreiten der Ar-

beiten baureife Grundstücke bereits im Jahr

2001 zur Neuansiedlung von Firmen bereit-

stehen werden.

Die verkehrsmäßige Lage dieser vier Stand-

orte, qualifizierte ehemalige Mitarbeiter des

Braunkohlenbergbaus vor Ort, das breite An-

gebot für industrielle und gewerbliche Nach-

nutzungen auf den jeweiligen Flächen sowie

eine umfassende Betreuung ansiedlungs-

wichtiger Investoren durch die LMBV bieten

Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsun-

ternehmen eine Vielzahl erfolgversprechen-

der Möglichkeiten für eine wirtschaftliche

Betätigung.

In Abstimmungen mit den anderen Ländern

sind in

Sachsen

● Espenhain

● Schwarze Pumpe

● Tagesanlagen Berzdorf

und Sachsen-Anhalt

● Beuna

● Großkayna

● Braunsbedra im Geiseltal

für mögliche Erschließungsmaßnahmen vor-

gesehen.

Für diese Standorte werden seitens der Ge-

meinden in Zusammenarbeit mit der LMBV

noch in diesem Jahr entsprechende Förder-

anträge erarbeitet.

Durch das Angebot lagegünstiger Industrie-

und Gewerbeflächen können bedeutsame

beschäftigungspolitische Effekte realisiert

werden, die einen wichtigen Beitrag zur Über-

windung der Arbeitslosigkeit in den Braun-

kohlenregionen leisten.

Das betrifft insbesondere den Erhalt vorhan-

dener und die Entstehung neuer Arbeitsplät-

ze. Durch die Sicherung des Verbleibs von

gegenwärtig auf den Liegenschaften vorhan-

denen Nutzern (z.B. sind auf den vier bran-

denburgischen Entwicklungsstandorten 25

Betriebe mit 550 Beschäftigten angesiedelt)

sowie die Schaffung neuer Arbeitsplätze

durch Industrie- und Gewerbeansiedlung auf

den ausgewählten Entwicklungsstandorten

wird der Erhalt vorhandener Arbeitsplätze un-

terstützt.

Lausitzer und Mitteldeutsche

Immobilienentwicklungs-

gesellschaft mbH

In der LMBV werden aus Ingenieuren und

Liegenschaftsexperten Projektteams gebil-

det, die die Aufgaben der Projektentwicklung

für ausgewählte Standorte wahrnehmen. Trä-

ger der Projektentwicklungsmaßnahmen der

LMBV ist die LMEG Lausitzer und Mitteldeut-

sche Immobilienentwicklungsgesellschaft

mbH. Die LMEG ist als 100prozentige Toch-

tergesellschaft der LMBV mit der Durchfüh-

rung der Projektsteuerungs- und Vermark-

tungsaufgaben betraut.

Lausitzinitiative und LMBV

Die Wirtschaftsministerien des Landes Bran-

denburg und der Freistaates Sachsen haben

sich am 22.06.1999 auf eine länderübergrei-

fende Zusammenarbeit zur Nutzung der Res-

sourcen der ehemaligen Bergbauregionen im

Interesse der Ansiedlung von Industrie und

Gewerbe sowie der Förderung von Erholung

und Tourismus verständigt.

Über die Erarbeitung und Umsetzung länder-

übergreifender strukturpolitisch wichtiger

Projekte sollen für die Lausitz als Gesamt-

raum positive und nachhaltige Wirtschafts-

entwicklungen initiiert werden.

Für die Erarbeitung von Vorgaben, Zielen so-

wie des Arbeitsprogramms und die Definiti-

on und Abstimmung der entsprechenden

Projekte ist eine Lenkungsgruppe verant-

wortlich. Entscheidungen zu Projekten und

Zielen im Rahmen der Lausitzinitiative wer-

den in einem Arbeitskreis, der alternierend

von den Wirtschaftsstaatssekretären beider

Länder geleitet wird, getroffen.

Die Lausitzinitiative wird entscheidend von

den betroffenen Gebietskörperschaften, den

Landkreisen und kreisfreien Städten gestal-

tet. Die weiteren regionalen Akteure, wie z.B.

die regionalen Planungsstellen, die Wirt-

schaftsförderungseinrichtungen, die Fach-

hochschule Lausitz, die Industrie- und Han-

delskammern sowie auch die Großunterneh-

men LAUBAG und VEAG sind aktiv in den

Prozess eingebunden. Auch die LMBV wirkt

im Rahmen der Lausitzinitiative im Auftrag

der Länder aktiv mit und unterstützt mit qua-

lifizierten Mitarbeitern die Koordinierungs-

arbeit.
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Mitteldeutsches

Braunkohlenrevier

Lausitzer

Braunkohlenrevier



Herausgeber: Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Karl-Liebknecht-Straße 33

10100 Berlin

www.lmbv.de

Redaktionsschluss: 7. April 2000

Fotos: Rene Bär, Christian Bedeschinski, Peter Radtke, Rainer Weisflog, gedas, LMBV.

Layout und Satz: agreement werbeagentur

Druck: igs permedia

Impressum


